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Immer im Dezember verwandelt sich der Schlossberg der Stadt 
Quedlinburg im Harz zum größten Adventskalender Deutschlands.
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Jeden Tag eine Erfolgsgeschichte aus Deutschland

Heute wird ausgezeichnet:

Von Gesche Wüpper

PARIS – Frankreich will die Schat-
tenwirtschaft stärker bekämpfen –
mit Hilfe von Steuern. So sollen
Drogenhändler, Hehler und Geld-
fälscher künftig höhere Einkom-
mensteuern zahlen. Das zumindest
sieht das rückwirkende Haushalts-
gesetz 2009 vor, über das die Abge-
ordneten des französischen Parla-
ments in den kommenden Tagen
abstimmen sollen.

Staatspräsident Nicolas Sarkozy
hatte im Mai angekündigt, „Dealer
über den Geldbeutel treffen“ zu
wollen. Die konservative Regierung
will mit dem entsprechenden Ent-
wurf aber nicht nur gegen kriminel-
le Aktivitäten vorgehen, sondern
auch gegen die Steuerflucht.

Drogenhändler, Hehler und
Geldfälscher würden ja in der Regel
gar keine Steuererklärung abgeben,
argumentiert der Gesetzentwurf.
Bisher würden sie zwar strafrecht-

lich verfolgt, sollten ihre illegalen
Aktivitäten auffliegen, doch sie hät-
ten dafür eben bis jetzt nicht in Eu-
ro und Cent bezahlen müssen. Um
die Einnahmen von Kriminellen be-
steuern zu können, soll der Fiskus
nun in Zukunft beschlagnahmte
Drogen etwa wie Einkommen be-
handeln. Dafür wird ein Marktwert
festgelegt, für den sie dann aus ih-
rem Vermögen Abgaben zu zahlen
haben – zusätzlich zum Verlust der
Ware selbst. Das soll neben Dro-
genhandel auch für den Handel mit
Waffen, Produktfälschungen,
Falschgeld sowie geschmuggelten
Alkohol und Zigaretten gelten.

Zur Bekämpfung der Schatten-
wirtschaft soll das Wirtschaftsmi-
nisterium dem Innenministerium
nun Steuerfahnder zur Verfügung
stellen. Der Entwurf für das rück-
wirkende Haushaltsgesetz sieht zu-
dem vor, das Berufsgeheimnis auf-
zuweichen. So sollen Mitarbeiter
der Steuerbehörden künftig Infor-

mationen direkt an Polizeibeamte,
die in entsprechenden Fällen ermit-
teln, weitergeben können. Bisher
mussten die Kriminalbeamten da-
für einen Antrag stellen.

Gleichzeitig will die französische
Regierung stärker gegen Steueroa-
sen vorgehen. Sie hat deshalb paral-
lel zur Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) eine eigene
schwarze Liste mit Steuerparadie-
sen erstellt. Darauf finden sich der-

zeit 24 Länder, vor allem aus Asien,
Zentral- und Südamerika. Sie alle
haben entweder kein Abkommen
mit Frankreich zur Zusammenar-
beit unterzeichnet oder weigern
sich trotzdem, mit den französi-
schen Behörden zu kooperieren.

Sollten die betroffenen Staaten,
darunter Chile, Guatemala, Urugu-
ay, Panama, Costa Rica, Liberia und
mehrere Inseln der Antillen, bis En-
de des Jahres ihre Praktiken nicht
ändern, soll die Liste veröffentlicht
werden. Die Aufstellung, die jedes
Jahr neu erscheinen soll, geht wei-
ter als die der OECD, da Paris offen-
bar kritisiert, dass die Organisation
in einigen Fällen nachgiebig ist. 

Das Haushaltsgesetz sieht auch
härtere Sanktionen gegen französi-
sche Unternehmen vor, die in Steu-
erparadiesen siedeln. So sollen sie
für ihre „passiven Einkommen“ (Di-
videnden, Zinsen und Abgaben)
künftig 50 Prozent Steuern zahlen,
statt bisher 15 bis 35 Prozent. Dage-

gen sieht der Entwurf nicht wie ur-
sprünglich geplant Sanktionen für
Privatpersonen vor, die in einem
Steuerparadies eine Stiftung ge-
gründet haben. Diese Maßnahmen
seien noch nicht ausgearbeitet.

Haushaltsminister Eric Woerth
kündigte gerade die Einrichtung ei-
ner Datei namens „Evafisc“ an, die
alle Haushalte auflisten soll, die
Konten im Ausland haben. Der
Staatsrat soll zudem ein Dekret ab-
zeichnen, das Banken, die in Frank-
reich präsent sind, verpflichtet, ent-
sprechende Daten an die Steuerbe-
hörden weiterzugeben. Die Regie-
rung hat Bürgern, die Vermögen in
Steuerparadiesen angelegt haben,
ein gewisses Nachsehen verspro-
chen, wenn sie sich bis Ende des
Jahres selbst anzeigen. Woerth hat-
te gedroht, eine Liste mit 3000 Na-
men von französischen Steuer-
flüchtlingen in der Schweiz zu be-
sitzen. Bis jetzt haben sich jedoch
nur rund 1000 Personen gemeldet.

Frankreich will Steuern auf illegale Drogen verlangen 
Dealer, Waffenhändler und Produktfälscher sollen stärker zur Kasse gebeten werden – Auch Steuerflüchtlingen geht es an den Kragen

Drogenhandel im Norden der französi-
schen Hauptstadt Paris FOTO: PA/DPA

FRANKFURT/MAIN – Die Gewerk-
schaft Verdi will in der Tarifrunde
für den öffentlichen Dienst eine
deutliche Lohnerhöhung durchset-
zen. Seine Gewerkschaft orientiere
sich am Produktivitätszuwachs und
der Preissteigerung, sagte Ver.di-
Chef Frank Bsirske der „Frankfurter
Rundschau“. Den Spielraum bezif-
ferte Bsirske auf bis zu 2,8 Prozent.
„Zudem werden bei unserer Lohn-
forderung die Zusatzbeiträge der
Krankenversicherung eine Rolle
spielen“, sagte Bsirske. 

Man müsse davon ausgehen, dass
im nächsten Jahr viele Kassen Zu-
satzbeiträge verlangten, die auf-
grund politischer Entscheidungen
die Versicherten allein tragen
müssten. „Wahrscheinlich steigen
die Beiträge um 30 bis 40 Euro, was
0,7 Prozent eines Durchschnittsge-
halts entspricht. Diese erhebliche
zusätzlich Belastung können wir
nicht einfach ignorieren“, betonte
Bsirske. AP

Gewerkschaft fordert
spürbare Lohnerhöhung

im öffentlichen Dienst
BERLIN – Der Bankenrettungsfonds
SoFFin hat nach einem Bericht des
„Spiegel“ bislang einen Überschuss
von 441 Mio. Euro erwirtschaftet.
Damit habe sich der Fonds zu einer
zuverlässigen Einnahmequelle für
den Staat entwickelt, hieß es. Für
keine der gewährten Milliarden-
Garantien habe der Steuerzahler
bisher einspringen müssen. Zudem
sei der Fonds in Höhe von 400 Mrd.
Euro bisher nicht einmal zu einem
Drittel in Anspruch genommen
worden. Für die gewährten Garan-
tien und Hilfen müssen die Institu-
te Gebühren zahlen, die entspre-
chende Einnahmen bringen. Auch
beim Deutschlandfonds, der Bürg-
schaften für notleidende Firmen ge-
währt, sei das Gesamtvolumen von
mehr als 100 Mrd. Euro nur zu ei-
nem Bruchteil in Anspruch genom-
men worden. Bisher habe der Staat
erst in einem Fall von unter zwei
Mio. Euro tatsächlich für einen
Ausfall haften müssen. rtr

Bankenrettungsfonds
erwirtschaftet

Millionen-Überschuss 

Je häufiger ein Gipfel stattfindet,
desto mehr muss nach seinem Sinn
gefragt werden. Wenn am Dienstag
nun die Vertreter der Informations-
und Kommunikationstechnologie-
wirtschaft (IKT) mit Politikern und
Staatsvertretern in Stuttgart zum
vierten IT-Gipfel zusammenkom-
men, ist das auf den ersten Blick ei-
ne vorweihnachtliche Routine, die
vor Jahren in Potsdam begann, in
Hannover fortgeführt wurde und
ihren Weg über Darmstadt nach Ba-
den-Württemberg gefunden hat.
Muss das sein?

Es muss. Kaum eine Branche ist
so sehr auf die Unterstützung der
Politik angewiesen wie die IKT.
Und umgekehrt kann der Staat von
kaum einer Industrie so sehr profi-
tieren wie von dieser. Daher ist im
Vorfeld des Treffens eine Feststel-
lung besonders wichtig. Stuttgart
ist kein Krisengipfel. Zwar hat auch
diese Branche die Turbulenzen der
Wirtschafts- und Finanzkrise be-
merkt, aber sie ist deswegen nicht
ins Schleudern geraten. Auch des-
halb sollte sie sich in dieser Woche
mit Stolz zeigen. 

Der IT-Gipfel ist inzwischen ne-
ben der Hightech-Messe Cebit zur
zweiten großen Leistungsshow der
Informations- und Kommunikati-
onstechnologiewirtschaft gewor-
den. Erst diese Veranstaltungen
verleihen ihr eine Sichtbarkeit, die
notwendig ist. Denn nach dem Ma-
schinenbau beschäftigt keine ande-
re Industrie in Deutschland so viele
Menschen wie sie, ihr Beitrag zur
Wirtschafts- und Innovationsleis-
tung ist derart groß, dass sie der
wichtigste Wachstumstreiber der
heimischen Volkswirtschaft gewor-
den ist. 

Die Bundesregierung hat das er-
kannt. Bundeskanzlerin Angela
Merkel reist auch deswegen nach
Stuttgart. Vier ihrer Minister tun es
ihr nach. Internet und Hightech
sind für Politiker keine Randthe-
men mehr. Nicht zuletzt der Erfolg
der Piratenpartei hat Zauderern die
Augen geöffnet. Erstmals hat sich
ein Koalitionsvertrag in aller Aus-
führlichkeit damit beschäftigt. Der
Branche hat das Hoffnung gemacht.
Die Regierung arbeitet derzeit an
einer Strategie für die digitale Zu-
kunft Deutschlands, deren Umrisse
die Bundeskanzlerin auf dem Tref-
fen in Stuttgart erläutern wird. Ihr

Auftritt könnte eine Art Internet-
Regierungserklärung werden. 

Wichtiger als der Gipfel ist je-
doch die Zeit davor und danach. In
neun Arbeitsgruppen kommen Un-
ternehmenschefs, Minister und
Staatssekretäre mehrmals jährlich
zusammen, um gemeinsam an Pro-
jekten zu arbeiten. Der wiederkeh-
rende Gipfeltermin bringt einen
Zeitdruck mit sich, der die Entwick-
lung sowohl in Firmen als auch in
Ministerien deutlich beschleunigt. 

Nach drei Jahren gemeinsamer
Arbeit gibt es Erfolge: Die Bundes-
regierung ist einer Forderung der
Wirtschaft nach einem Chief Infor-
mation Officer (CIO) nachgekom-
men. Das ist Innen-Staatssekretär
Hans Bernhard Beus. Damit hat die
Wirtschaft endlich einen zentralen
IT-Ansprechpartner in der Regie-
rung. Allerdings würde man ihn
noch deutlich lieber vorne am Kabi-
nettstisch sehen.

Auch die Breitbandstrategie der
Bundesregierung wäre ohne IT-
Gipfel wohl nicht so weit. Nun wer-
den erstmals messbare Ziele für die
Versorgung Deutschlands mit
schnellen Internet-Anschlüssen ge-
nannt. Bis Ende des kommenden
Jahres soll jeder Haushalt mit min-
destens einem Megabit pro Sekun-
de ans Internet anschließbar sein. 

Zu den Erfolgen gehört auch die
einheitliche Behördennummer 115,
die eingeführt wird. Das ist ein
Kraftakt, weil es nur mit der Schal-
tung der Telefonnummer nicht ge-
tan ist. In den Verwaltungen müs-
sen dafür umfangreiche Prozesse
angepasst und modernisiert wer-
den. Ebenso schwer ist die Geburt
des elektronischen Personalaus-
weises, der bereits in einem Jahr
eingeführt werden und Geschäfte
im Internet sicherer machen soll. 

Vor allem wenn es darum geht,
Standards zu entwickeln, spielt der
Gipfel mit den Arbeitsgruppen sei-
ne Stärken aus, weil Staat und Wirt-
schaft hier ohne Zusammenarbeit
gar nicht auskommen können. Das
gilt auch für das diesjährige zentra-
le Thema „intelligente Netze“ und
betrifft somit die Energieversor-
gung ebenso wie die Verkehrstele-
matik, Gesundheitswesen, E-
Learning und E-Government. 

In einem Fall aber wird das Stutt-
garter Treffen doch zu einem Kri-
sengipfel. Mit Schrecken reagierte
die Branche auf die Ankündigung
des neuen Gesundheitsministers
Philipp Rösler (FDP), die elektroni-
sche Gesundheitskarte erst einmal
zu stoppen. Das Milliarden-Vorha-
ben kämpft sowieso schon mit ei-
ner mehrjährigen Verspätung.
Doch gerade hier wollte die Bran-
che ihre Innovationskraft zeigen.
Rösler wird in Stuttgart nicht ver-
treten sein. Seine Chefin Merkel
hingegen könnte die politische Li-
nie bei dem Thema erklären – und
ein Machtwort sprechen.

Analyse

Ein Gipfel mit Tücken

Thomas Heuzeroth

Deutschlands
Telekom-Firmen bei der
Kanzlerin: Warum das
Treffen wichtig ist

■ Die Experten der Unternehmensberatung A.T. Kearney fordern, dass
die Hightech-Branche stärker in den Fokus der deutschen Wirtschafts-
politik rücken soll. Wichtig sei vor allem steuerliche Förderung der For-
schung, um den Abstand zu anderen Hightech-Nationen zu verringern.

■ Über die EU müssten deutsche Unternehmen der Hightech-Industrie
vor Übernahmen geschützt werden.

■ Cluster und branchenübergreifende Zusammenarbeit sollen gestärkt
werden, um die Krisenanfälligkeit von Unternehmen der Branche zu
reduzieren und neues Wachstum zu schaffen

■ Die Binnennachfrage ließe sich durch gezielte öffentliche Investitio-
nen stärken. Dazu gehören öffentliche Programme, mit denen Solar-
anlagen auf Dächern öffentlicher Gebäude sowie die Hightech-Aus-
stattung von Schulen gefördert werden.

■ Zudem wird gefordert, klare wirtschaftspolitische Zuständigkeiten zu
schaffen – zum Beispiel durch ein Software-Referat. DW

Hilfe von der Politik

Die Aussichten für die deutsche
Wirtschaft bis 2015
welt.de/atkearney

Von Thomas Jüngling

BERLIN – Bei den Kaufsummen im
Technologie-Sektor, die Unterneh-
men in den vergangenen Wochen
veröffentlicht haben, wird selbst
Experten schwindelig. Dabei sind
manche der gekauften Firmen nur
Insidern bekannt. Computerher-
steller Dell schnappt sich den
Dienstleister Perot Systems für 3,9
Mrd. Dollar, Hewlett-Packard kauft
den Netzwerkausrüster 3Com für
2,7 Mrd., Xerox blättert 6,4 Mrd. für
ACS hin, und Oracle will Sun für 7,4
Mrd. Dollar kaufen. Was ist los in
der Hightech-Branche?

Zum einen schwächeln wegen
der Wirtschafts- und Finanzkrise
viele Unternehmen und können
sich gegen Übernahmen nicht weh-
ren. Zum anderen wollen die Gro-
ßen der Branche Kapazitäten für
die erwartete Erholung aufbauen.
Eine solche Konsolidierung des
Marktes ist auch für Deutschland
zu erwarten – mit weitreichenden
Auswirkungen auf die Beschäftig-
ten der Hightech-Branche.

Ihnen drohen schwere Jahre. Im
ersten Halbjahr 2009 ging die Be-
schäftigung um 2,8 Prozent zurück,
und auch für die nächsten Jahre
rechnet die Unternehmensbera-
tung A.T. Kearney in einer Analyse
zu Auswirkungen der Wirtschafts-
und Finanzkrise auf die Hightech-
Branche mit einem Rückgang. Bis
2013 könne das Beschäftigungsni-
veau von der Zeit vor der Krise
nicht wieder erreicht werden. Die
Studie liegt der WELT exklusiv vor.

„Die Krise hat die Hightech-
Branche recht hart getroffen“, sagt
A.T.-Kearney-Experte Jan Stenger.
Die Prognose ist düster: Mehr als
zehn Prozent der Unternehmen sei-
en in diesem Jahr von Insolvenz be-
droht, bis 2013 könnte der Anteil auf
fast 25 Prozent anwachsen, wenn
Politik und Unternehmen nicht
rechtzeitig gegensteuern.

Die Experten von A.T. Kearney
empfehlen, die neuen Hightech-
Wachstumsbereiche wie Umwelt-
schutztechnologie oder Embedded
Software als Industrie-Cluster zu

verstehen und zu fördern sowie
systemrelevante deutsche High-
tech-Unternehmen über die EU vor
Übernahmen zu schützen. Zudem
sei Forschung intensiv zu fördern
und steuerlich besser absetzbar zu
machen. Helfen können darüber
hinaus stärkere öffentliche Investi-
tionen, zum Beispiel durch Pro-
gramme für Solardächer auf öffent-
lichen Gebäuden oder für High-
tech-Ausstattung in Schulen.

Damit könnten die Unternehmen
leichter aus der Krise kommen. Ei-
nige Anzeichen künden ohnehin
schon von Besserung. Zwar sind
fast alle Kennzahlen für das erste
Halbjahr negativ, die Exporte aber
haben angezogen, die Binnennach-
frage dürfte Mitte 2010 folgen. „Die
Stimmung hellt sich spürbar auf.
Die Trendwende ist da“, sagt auch
August-Wilhelm Scheer vom Bran-
chenverband Bitkom.

Im stark exportabhängigen Elek-
trotechnik-Sektor dagegen dürfte
der Umsatz nach der aktuellen Ver-
besserung im vierten Quartal mit-
telfristig nicht so schnell wieder al-
te Niveaus erreichen. Fast ein Vier-
tel der Beschäftigten muss mit dem
Verlust des Arbeitsplatzes rechnen.

Unternehmen wie Infineon, Q-
Cells oder Carl Zeiss Vision haben
weiter Sanierungsbedarf.

„Aufgrund der Probleme der hie-
sigen Unternehmen und der niedri-
gen Bewertungen werden sich in-
ternationale Fonds und Unterneh-
men 2010 günstig in einige deutsche
Hightech-Unternehmen einkaufen
können“, sagt A.T.-Kearney-Mann
Stenger. Gefährdet seien vor allem
mittelständische Betriebe mit inno-
vativen Technolo-
gien und guter
Marktposition,
aber kritischer Ei-
genkapitalbasis
und Geschäftssi-
tuation. Laut Stu-
die ließen sich die
Produktionskosten in vielen High-
tech-Bereichen weiter senken, wie
es das ehemalige Siemens-Telefon-
unternehmen Gigaset erreicht hat.

Was für insolvenzgefährdete
Hightech-Unternehmen gilt, ist
zum großen Teil auch für die
Wachstumshoffnungen wichtig.
Dazu gehört die Speichertechnolo-
gie. Speicher jeder Art würden
künftig verstärkt nachgefragt, ge-
braucht werden sie zum Beispiel

für den Einsatz in Elektro-Autos,
der Solartechnik und in mobilen
Endgeräten. Eine andere A.T.-Kear-
ney-Studie prognostiziert hier ein
sehr hohes Wachstum. „Die Batte-
rie-Industrie ist heute fast komplett
in Asien, vor allem China angesie-
delt. Da die Deutschen gut aufge-
stellt sind in den zukünftig wichti-
gen Batterie-Anwendungsfeldern
wie Auto und Solar, und es Techno-
logie-Sprünge geben wird, ergibt

sich hier eine gro-
ße Chance für die
Hightech- wie auch
Chemie-Industrie,
hier neu aufzuset-
zen und diese In-
dustrie sowie Teile
der Produktion zu-

rückzuholen“, sagt Jan Stenger.
Daneben sind nach der Analyse

von A.T. Kearney ab Mitte 2010
neue kräftige Impulse aus der So-
larbranche zu erwarten, die poli-
tisch gewollt ist und wegen gesetz-
lich gesicherter Einspeisevergütun-
gen sicheres Wachstum verspricht.
Unternehmen, die Photovoltaik-
Zellen und -Module herstellen wie
Conergy, Solarworld oder Schott
Solar machen gerade in der aktuel-

len Solar-Krise ihre Hausaufgaben
im Kostenbereich, werden 2010 ge-
stärkt aus der Krise hervorgehen
und eine Rolle in der aktuell laufen-
den Konsolidierung spielen. Gut
sind bereits jetzt zahlreiche deut-
sche Solar-Zulieferer aufgestellt,
zum Beispiel SMA. Das Projekt De-
sertech, das weltgrößte Programm
für Solarthermie-Kraftwerke, wird
für weitere Nachfrage sorgen.

Dritter wichtiger Wachstums-
kern in Deutschland bleibt die IT-
Branche. In Hightech-Produkten
und -Systemen jeder Art spielt Soft-
ware eine größer werdende Rolle
gegenüber der Hardware. Das bie-
tet der deutschen Software-Bran-
che A.T. Kearney zufolge Wachs-
tumschancen: „Hier haben deut-
sche Unternehmen einen großen
Wettbewerbsvorteil. Sie sind stark
darin, Software mit Anwendungen
im Maschinenbau und in der Auto-
technik zu verbinden. Firmen wie
SAP, Software AG und gerade viele
mittelständische Software-Unter-
nehmen haben im Bereich der ‚Em-
bedded Software’ eine neue Wachs-
tumschance“, sagt Stenger. Damit
wären sie auch gegen Übernahme-
versuche durch die Großen der IT-
Branche wie Dell, Oracle und
Hewlett-Packard geschützt.

IT ist nicht nur als Branche wich-
tig, sondern auch als Kostenfaktor
für Unternehmen. Nach Untersu-
chungen von A.T. Kearney lassen
sich mit der Anwendung des Cloud
Computing bis zu 20 Prozent der
IT-Kosten in einem Unternehmen
sparen. Beim Cloud Computing lie-
gen Software und Daten nicht mehr
auf dem Rechner des Anwenders,
sondern abrufbar auf einem über
Internet erreichbaren Server. „Ge-
rade in Krisenzeiten lohnt es sich,
in IT zu investieren. Das gilt vor al-
lem für Green IT die neben der
Nachhaltigkeit noch den großen
Kosteneffekt hat – von dieser neuen
Nachfrage können Green-IT-An-
bieter profitieren“, sagt Stenger.
Mit dem Einsatz moderner Hard-
und Software könnten Unterneh-
men den Energieverbrauch der IT
um 14 Prozent senken.

Von der Solarbranche – hier das weltweit zweitgrößte Photovoltaik-Kraftwerk Lieberose nördlich von Cottbus (Brandenburg) – werden im nächsten Jahr kräftige Impulse erwartet FOTO: REUTERS/FABRIZIO BENSCH

Hightech-Unternehmen drohen schwere Jahre
Studie: Jedes vierte ist von Insolvenz bedroht – Speichertechnologie, Solar- und IT-Branche sorgen für Hoffnung
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